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Migration

Neue Vorschriften in der EU

beeinflussen die Migrationspolitik in der Schweiz

Kürzlich hat die Kommission in Brüssel mehrere Richtlinienentwürfe über die Migration verabschiedet. Damit wird die Debatte über den Status der hochqua​lifizierten Arbeitskräfte, die weder aus EU- noch EFTA-Staaten stammen, in unserem Land erneut aufflammen.

Ein erster Richtlinienvorschlag sieht Sanktionen gegenüber Arbeitgebern von Arbeitskräften ohne rechtmässigen Aufenthalt aus Drittländern vor. Der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) beurteilt den Vorschlag als ungenügend, weil das Ziel nicht nur darin bestehen sollte, „die Probleme der Migranten ohne Arbeitsbewilligung zu lösen“, sondern auch die Aus​beutung der Arbeitskräfte zu bekämpfen. Deshalb müssten Vorschläge zur Regularisie​rung oder Massnahmen zur Bekämpfung missbräuchlicher Arbeitsbedingungen vorgese​hen werden.

Doch sind auch positive Punke zu vermerken: Unternehmen, die Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer ohne Aufenthaltsbewilligung beschäftigen, sollen bei Ausschreibungen ausgeschlossen werden, und im Falle von Sanktionen oder Lohnrückständen gilt die gemeinsame und solidarische Haftung für Unterlieferanten und Hauptvertragspartner.

Diese Richtlinie wird die Debatte in der Schweiz über Migrantinnen und Migranten ohne rechtmässigen Aufenthalt kaum beeinflussen, ausser der Text würde im vorerwähnten Sinn ergänzt, d.h. dass unter gewissen Bedingungen die Möglichkeit einer Regularisierung besteht. Trotzdem enthält der europäische Text positive Punkte wie z.B.:

· Staatsangehörige aus Drittländern ohne rechtmässigen Aufenthalt müssten keinerlei Sanktionen befürchten.

· Arbeitgeber müssten den Staatsangehörigen aus Drittländern ohne rechtmässigen Aufenthalt Lohnrückstände auszahlen, wobei man von einem Arbeitsverhältnis von 6 Monaten ausgeht, sofern der Arbeitgeber nicht etwas anderes beweisen kann.

· Die Mitgliedstaaten werden gehalten, für schwerwiegende Fälle strafrechtliche Mass​nahmen vorzusehen.

· Bei schwerwiegenden Fällen mit strafrechtlichen Folgen müssten die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eine provisorische Aufenthaltsbewilligung erhalten, damit sie vor Gericht aussagen können. Die Rückkehr in ihren Herkunftsstaat wäre aufzuschieben, bis sie die Lohn​rückstände effektiv bekommen haben.

Der Richtlinienentwurf über die Rechte definiert eine Reihe von Grundrechten für Migrantinnen und Migranten aus Drittländern, die legal in einem Mitgliedstaat arbeiten. Diese Grundrechte sind mit jenen der EU-Bürgerinnen und –Bürger  ver​gleichbar. Dabei geht es vor allem um Arbeitsbedingungen und Löhne, Anerkennung von Diplomen und soziale Sicherheit. Die Zulassung von Wanderarbeitnehmerinnen und Wanderarbeitnehmern wird jedoch nicht harmonisiert, sondern verbleibt in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. 

Der EGB misst dieser Richtlinie aufgrund der vorgesehenen Gleichbehandlung grosse Bedeutung zu, kritisiert jedoch die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, die Gleichbehand​lung in bezug auf die Arbeitsbedingungen und die Vereinsfreiheit auf jene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu begrenzen, die bereits eine Stelle haben.

Im Falle einer Annahme dieser Richtlinie wird Travail.Suisse prüfen, ob das schweizeri​sche Ausländergesetz, das zwischen den EU-Bürgern und Staatsangehörigen aus Dritt​ländern eine schockierende ungleiche Behandlung vorsieht, nicht der Entwicklung in der EU angepasst werden müsste.

Der Richtlinienvorschlag für eine „EU blue card“  sieht die Einführung attraktiverer Zugangs- und Aufenthaltsbedingungen für Angehörige aus Drittländern vor, die in den Mitgliedstaaten der EU hochqualifizierte Arbeitsplätze einnehmen. Damit soll die EU für hochqualifizierte Migrantinnen und Migranten, die heute offenbar Kanada und die USA bevorzugen,  attraktiver werden. Dieser Vorschlag führt ein beschleunigtes Verfahren für die Zulassung aufgrund von gemeinsa​men Definitionen und Kriterien ein. Fällt ein Staatsangehöriger unter dieses Regime, er​hält er eine besondere Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung, die mit einer Reihe von sozioökonomischen Rechten sowie Vorzugsbedingungen für den Familiennachzug ver​bunden ist.

Befürchteter Braindrain

Die Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung gilt für zwei Jahre und ist für weitere zwei Jahre erneuerbar. Nach fünf Jahren wird eine langfristige Aufenthaltsbewilligung ausgestellt. Ausserdem ist ein erleichterter Zugang zum Arbeitsmarkt vorgesehen.

Um dem Braindrain vorzubeugen, darf ein Inhaber einer „Blue card“ bis zu 24 Monaten in seinen Herkunftsstaat zurückkehren, um dort einer wirtschaftlichen Tätigkeit, Freiwil​ligenarbeit oder einem Studium nachzugehen, ohne den Status als Langzeitaufenthalter zu verlieren. 

Der EGB hat darauf hingewiesen, dass die „EU blue card“ nicht zu einer Verschlechte​rung der Regeln für bereits in Europa tätige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer führen oder die Inves​titionen in ihre Ausbildung bremsen darf. Die Arbeitsplätze in den entsprechenden Berei​chen müssen in bezug auf Löhne und Arbeitsbedingungen auch für lokale Arbeitslose attraktiver gestaltet werden.

Dieser Richtlinienvorschlag weist jedoch auch einen positiven Aspekt auf: Er verhindert nämlich, dass sich die Mitgliedstaaten gegenseitig hochqualifizierte Arbeitskräfte abwer​ben, was zu Lasten der Herkunftsländer ginge, und fördert eine ethisch vertretbare Re​krutierung von hochqualifizierten Arbeitskräften aus den Entwicklungsländern.
Auswirkung auf die Migrationspolitik in der Schweiz

Falls diese Richtlinie verabschiedet wird, dürfte sie die Migrationspolitik in der Schweiz beeinflussen. Auch die Schweiz zählt in bestimmten Wirtschaftsbereichen auf hochquali​fizierte Migrantinnen und Migranten aus Drittstaaten. Bei einer Verbesserung des Status qualifizierter Migrantinnen und Migranten aus Drittstaaten in der EU könnte die Schweiz an Attraktivität verlieren. Es wäre deshalb notwendig, negative Punkte im Ausländergesetz abzuändern und z.B. den Familiennachzug zu verbessern.

Diese Richtlinie sollte auch als Anstoss dienen, um über den Braindrain aufgrund unserer Zulassungspolitik nachzudenken. Die Zulassungspolitik für qualifiziertes Personal aus Nicht-EU-Staaten sollte weiterhin restriktiv gehandhabt werden, damit Investitionen in die Ausbildung nicht vernachlässigt werden. Falls die Ar​beitgeber viel leichter qualifizierte Arbeitskräfte aus Nicht-EU-Staa​ten einstellen könnten, könnte dies die Förderung des Nachwuchses in der Schweiz zusätzlich beeinträchtigen.

Denis Torche, Leiter Migrationspolitik, Travail.Suisse

Travail.Suisse, Hopfenweg 21, 3001 Bern, Tel. 031 370 21 11, e-mail: info@travailsuisse.ch, www.travailsuisse.ch

